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Drucksache V/520 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

35. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 20. April 1966 

36. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 21. April 1966 

37. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 22. April 1966 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


1. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in 

Brück (Holz) der Verordnung zur Änderung der Postreise- 

gebührenordnung vom 12. Februar 1966 vor- 
gesehenen Tages- und Sonntagsrückfahrkar- 
ten, die den Reisenden eine Ermäßigung des 
Fahrpreises bringen, auf den Kraftpostlinien 
im Bereich der Oberpostdirektion Saarbrücken 
nicht ausgegeben werden? 


I. 2. Abgeordneter In welchem Umfang beabsichtigt die Bundes- 
Lautenschlager regierung die Bestimmungen über die Be- 
freiung von der Fernsehfunkgebühr bzw, 
deren Ermäßigung denen für die Befreiung 
von der Tonfunkgebühr anzugleichen? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 

Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
Fritsch Bereich des niederbayerischen Grenzgebietes 

(Deggendorf) damit zu rechnen ist, daß infolge fehlender 

Mittel einer großen Anzahl von Anträgen auf 
Gewährung eines Öffentlichen Baudarlehens 
in diesem Jahre nicht entsprochen werden 
kann? 


IIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 

IIL 1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
Meister daß die Gesellschaft für Kernforschung m.b.H. 

auf Gemarkung Linkenheim im dichtbesiedel- 
ten Landkreis Karlsruhe eine Wiederaufbe- 
reitungsanlage für bestrahlte Kernbrennstoffe 
erriditet? 


Druck: Bucfadrudcerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 


III. 2. 


V. 1. 


V. 2. 


V. 3. 


V. 4. 


V. 5. 


V. 6. 


V/520 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, das 
Meister im Landkreis Karlsruhe liegende Kernfor- 

schungszentrum weiterhin zu vergrößern? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die niedrigen Gebühren für Rechtsanwälte und 
Rechtsbeistände in Sozialgerichtssachen dazu 
beitragen, daß es z. B. für einen rechtsuchen- 
den Rentenempfänger schwierig ist, für ein 
Verfahren vor den Sozialgerichten einen im 
Sozialversicherungsrecht versierten Rechtsbei- 
stand zu finden? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Abgeordneter 

Richarts 


Abgeordneter 

Bading 


Abgeordneter 

Bading 


Abgeordneter 

Wienand 


Abgeordneter 

Gramer 


Abgeordneter 

Schwabe 


Wieviel nicht-schienengebundene Fahrzeuge 
befinden sich im Besitz der Deutschen Bundes- 
bahn 

a) PKW 

b) LKW unter 3,5 t 

c) LKW über 3,5 t? 

Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 
daß GS im Interesse der Allgemeinheit untrag- 
bar ist, wenn Schiffseigner durch Nichtaufgabe 
eines Wracks oder gestrandeten Schiffes wir- 
kungsvolle Sofortmaßnahmen zur Vermei- 
dung der Ölpest verhindern oder zumindest 
verzögern? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß im allgemeinen Interesse das 
Internationale Übereinkommen von 1954 zur 
Verhütung der Verschmutzung der See durch 
öl eine Ergänzung im Sinne der Frage V/2 
erfährt? 

Bis wann kann mit dem Neubau des Bahnhofs- 
gebäudes in Troisdorf (Siegkreis) gerechnet 
werden, nachdem das Modell sogar auf der 
Internationalen Verkehrs-Ausstellung in Mün- 
chen ausgestellt worden war? 

Trifft es zu, daß im Zuge der Sparmaßnahmen 
der Deutschen Bundesbahn die Strecke Jever — 
Harle stillgelegt werden soll? 

Besteht die Absicht, die im Raum München 
eingerichtete ferngesteuerte „Autobahnwei- 
che“ zur Vermeidung von Fahrzeugstauungen 
auch auf der Autobahnstrecke Frankfurt 
(Main) — Mannheim einzurichten? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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V. 7. Abgeordneter Aus welchen Gründen können bei der Deut- 
Dr. Marx sehen Bundesbahn zu Orten, für die Sonntags- 

(Kaiserslautem) rückf ahrkarten ausgegeben werden, keine Ta- 

gesrückfahrkarten gelöst werden? 

V. 8 . Abgeordneter Warum werden für Strecken, für die Tages- 
Dr. Marx rückfahrkarten ausgegeben werden, keine all- 

(Kaiserslautern) gemeinen Rückfahrkarten mehr verkauft? 

V. 9. Abgeordneter Bestätigt die Bundesregierung Meldungen, daß 
Richter die geplante Bundesautobahn Heilbronn — 

Würzburg, die ursprünglich im 3. Vierjahres- 
plan (1967 bis 1970), also im wesentlichen bis 
1970, fertiggestellt werden sollte, infolge der 
Reduzierung der Mittel für den 3. Vierjahres- 
plan von ursprünglich 20 Mrd. DM auf 
18 Mrd. DM im Zeitplan nicht mehr einge- 

halten werden kann? Fragesteller hat sich mit 

schriftlicher Beantwortung 

V. 10. Abgeordneter Bis wann kann der Bau der in Frage V/9 einverstanden erklärt. 
Richter erwähnten Gesamtstrecke abgeschlossen wer- 

den? 

V. 11. Abgeordneter Stellt die Bundesregierung sicher, daß der 
Richter Betrieb auf der Bundesbahnlinie Meckes- 

heim — Obrigheim, die die Lebensader des 
Kleinen Odenwaldes und Schwarzbachtales 
ist, nicht eingestellt wird? 

V. 12. Abgeordneter Wodurch ist die teils wellige Fahrbahn der 
Josten über 15 km langen vierspurigen Umgehungs- 

straße Weißenthurm — Brohl bei der B 9 ent- 
standen? 

V. 13. Abgeordneter Bis wann kann mit der Beseitigung der un- 
Josten ter V/12 genannten Mängel, welche besonders 

bei Regen sich für den Kraftfahrer gefährlich 
auswirken können, an diesem Straßenabschnitt 
gerechnet werden? 

VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 

Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

VI. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für die aus den 
Dr. Jahn unter polnischer Verwaltung stehenden deut- 

(Braunschweig) sehen Ostgebieten und aus den übrigen ost- 
europäischen und südosteuropäischen Ländern 
im Rahmen der Familienzusammenführung in 
die Bundesrepublik kommenden Deutschen in 
Sonderplanung entsprechenden Wohnraum be- 
reitzustellen? 

VI. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, die Ge- 
Dr. Jahn samtzahl der Deutschen zu nennen, die im 

(Braunschweig) Jahre 1965 aus den unter polnischer Verwal- 
tung stehenden deutschen Ostgebieten und 
aus den übrigen osteuropäischen und südost- 
europäischen Staaten in die Bundesrepublik 
gekommen sind? 
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VI. 3. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung bereit zu überprüfen, 
welche gemeinsamen Maßnahmen von Bund 
und Ländern für die nicht mehr deutsch 
sprechenden Kinder aus den unter VI/2 ge- 
nannten Ländern durch Errichtung entspre- 
chender Uberleitungsschulen ergriffen werden 
können? 


VIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Familie und Jugend 


VII. 1. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung die in der 
Dr. Wuermeling Regierungserklärung vom 10. November 1965 
angekündigte Fortentwicklung des Familien- 
lastenausgleichs zu verwirklichen, nachdem 
seither durch Kürzung der Ausbildungszu- 
lagen, Sperrung des Mutterschaftsgeldes und 
Nichtanpassung der seit 1. Januar 1964 unver- 
änderten Kindergeldsätze ein offener und stil- 
ler Abbau des Familienlastenausgleichs erfolgt 
ist? 


VII. 2. Abgeordneter Veranlaßt die ab 1. März erfolgte überpro- 
Dr, Wuermeling portionale Erhöhung der Schülertarife der Bun- 
desbahn, die gerade die Familien mit in 
Ausbildung befindlichen Kindern nochmals 
trifft, die Bundesregierung, einen Weg zu 
suchen, wenigstens alsbald wieder die unge- 
kürzte Ausbildungszulage zu zahlen? 


VII. 3, Abgeordneter Würde es die Bundesregierung im Sinne des 
Dr. Wuermeling neuerlichen Bekenntnisses des Bundeskanzlers 
zu christlich-sozialer Gesellschaftspolitik be- 
grüßen, wenn der Bundestag bei den Haus- 
haltsberatungen durch Einsparung der erfor- 
derlichen knapp 50 Millionen DM an anderer 
Stelle die Aufhebung der Kürzung der Aus- 
bildungszulagen ab 1. Juli 1966 ermöglichte, 
um diese im Zuge der Sparmaßnahmen einzig 
dastehende Kürzung des regelmäßigen Fami- 
lieneinkommens der — durch Ausbildung 
ihrer Kinder wirtschaftlich bekanntlich beson- 
ders beengten — Familien mit in Ausbildung 
befindlichen Kindern wieder zu beseitigen? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 


VIII. 1. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 


Kann die Bundesregierung darlegen, welcher 
Anteil in den Haushaltsjahren 1960 bis 1965 
an Darlehen zum Ausbau freier gemeinnützi- 
ger Krankenanstalten sowie zur Deckung des 
Nachholbedarfs privater Krankenanstalten auf 
den Bau von Schwesternwohnheimen ver- 
wandt worden ist? 
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XI 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die seinerzeit 

Drösdier bei der Auftragsvergabe für die Untersuchun- 

gen über die Möglichkeiten einer Verbesse- 
rung der Wirtschaftsstruktur des Eifel-Huns- 
rückgebietes nicht berücksichtigten, aber doch 
strukturgleichen Kreise Birkenfeld und Kusel 
noch nachträglich im Einvernehmen mit der 
EWG-Kommission und dem Land Rheinland- 
Pfalz in die Untersuchimg und die kommenden 
Förderungsmaßnahmen einzubeziehen und da- 
bei das ausgezeichnete Material zu verwen- 
den, das die Agrar-Soziale Gesellschaft für 
Teile dieses Gebietes bereits erstellt hat? 


XII. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


XIL 1. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für verbraucher- 
Fellermaier gerecht, wenn die Einfuhr- und Vorratsstelle 

bei Konservendosen zum Beispiel die Fleisch- 
einwaage mit 394 g angibt? 


XII. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß belgi- 
Müller (Worms) sches Taubenfutter in die Bundesrepublik ein- 
geführt wird, das hinsichtlich seiner Zusam- 
mensetzung gegen die deutschen Futtermittel- 
bestimmungen verstößt, und auf den Säcken 
• die hier vorgeschriebene Analyse fehlt? 


XII. 3. Abgeordneter 
Müller (Worms) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die in Frage XII/2 genannten Lieferungen zu 
unterbinden? 


XIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


XIIL 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei Vorlage 
Gramer des Dritten Neuordnungsgesetzes zum Bun- 

desversorgungsgesetz audi für diejenigen 
Witwen aus dem zweiten Weltkrieg, die vor 
Inkrafttreten des Bundesversorgungsgesetzes 
am 1. Oktober 1950 wieder geheiratet haben 
und deren Ehen wieder aufgelöst wurden, 
unter Aufrechnung der Heiratsabfindung die 
Hinterbliebenenrente wieder zu gewähren? 


XIIL 2. Abgeordneter 

Schmidt 

(Würgendorf) 


XIIL 3. Abgeordneter 

Schmidt 

(Würgendorf) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
jetzige Schlechtwetterregelung nach §§ 143 a 
bis n des AVAVG bis zum 31. März des je- 
weiligen Jahres unbefriedigend ist? 

Kann damit gerechnet werden, daß für die 
Mittelgebirgs- und Höhengebiete der Bundes- 
republik, in denen die Schlechtwetterperiode 
über den genannten Termin hinausgeht, eine 
differenzierte Regelung eingeführt wird? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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XIIL 4. Abgeordneter 
Sdimidt 
(Würgendorl) 


XIII. 5, Abgeordneter 

Koblberger 


XIII. 6. Abgeordneter 

Kohlberger 


XIII. 7. Abgeordneter 

Kohlberger 


XIII. 8. Abgeordneter 
Fritsdi 
(Deggendorf) 


XIIL 9. Abgeordneter 

Biediele 


XIII. 10. Abgeordneter 
Biediele 


XIII. 11. Abgeordneter 
Biediele 
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Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Empfehlung eines Arbeitsamtes, nach Ablauf 
der Schlechtwetterperiode die Arbeitskräfte 
zu entlassen, den Interessen des Mittelstandes 
Rechnung trägt? 


Teilt die Bundesregierung die Meinung des 
Staatssekretärs Kattenstroth, der laut Zei- 
tungsbericht vom 30. März 1966 gesagt hat, 
daß deutsche Arbeitnehmer ihre Aufgaben in 
den Betrieben weniger verantwortungsbewußt 
als ausländische Arbeitskräfte erfüllen? 


Hat die Bimdesregierung die gleiche Auffas- 
sung wie Staatssekretär Kattenstroth, daß 
deutsche Arbeitnehmer im Vergleich mit 
Ausländem häufiger krank sind? 


Ist die Bundesregierung nicht auch der Mei- 
nung, daß Auslassungen wie die des Staats- 
sekretärs Kattenstroth in Bad Godesberg vom 
30. März 1966 die deutschen Arbeitnehmer 
kränken können, mit deren Arbeitskraft die 
Wirtschaft wiederaufgebaut wurde? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Sach- 
verhalt, daß Frauen und Mädchen, die sich 
bei Betrieben um eine Einstellung bewerben, 
vielfach in einer Weise über das Vorliegen 
einer Schwangerschaft befragt werden, die 
den Schutz der Intimsphäre mißachtet? 


Sind Informationen zutreffend, nach denen die 
Zahl der deutschen Grenzgänger, die in der 
Schweiz arbeiten, in den letzten Jahren be- 
trächtlich zurückgegangen ist, während die 
Zahl der schweizer Grenzgänger, die in 
Deutschland arbeiten, erheblich zugenommen 
hat (vgl. „Südkurier“ Nr. 69 vom 24. März 
1966)? 


Liegen die Gründe für die unter XIII/9 geschil- 
derte Entwicklung — wenn die o. a. Informa- 
tionen zutreffen — nicht nur in der Lohnent- 
wicklung in Deutschland und in der Schweiz, 
sondern auch in der besseren sozialen Siche- 
rung, die den in Deutschland arbeitenden 
Menschen zugute kommt? 


Erwägt die Bundesregierung, für die in der 
Schweiz arbeitenden deutschen Grenzgänger 
einen gerechten Ausgleich im Bereich der 
sozialen Sicherung (Kindergeld, Sozialversi- 
cherung) zu gewährleisten? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantv/orlung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlidier Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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VIII. 2. Abgeordneter Werden bei der in der Sitzung des Ausschus- 
Dr. Meinecke ses für Gesundheitswesen vom 12. Januar 
1966 angekündigten Neuregelung des ärzt- 
lichen Ausbildungswesens und der Bestal- 
lungsordnung die Vorstellungen des Wissen- 
schaftsrates Berücksichtigung finden? 

VIII. 3. Abgeordneter Werden bei der gemäß Frage VIII/2 ange- 
Dr. Meinecke kündigten Neuregelung die Vorstellungen der 
Gewerkschaften wie die moderner Arbeits- 
mediziner und Sozialmediziner Berücksichti- 
gung finden, diese Fächer zu intensivieren 
und zu fördern und sie eventuell zu selb- 
ständigen Prüfungsfächern zu deklarieren? 

VIIL 4. Abgeordneter In welchem Verhältnis stehen festgestellte 
Dr, Schmidt Infektionskrankheiten, insbesondere Lungen- 

(Offenbach) tuberkulöse, bei Gastarbeitern zur Häufig- 

keit dieser Erkrankungen bei der übrigen Be- 
völkerung? 

VIIL 5. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Drösdier die bei der Untersuchung der im Lebensmittel- 

gewerbe tätigen Personen auf Grund des 
Bundesseuchengesetzes entstehenden Gebüh- 
ren von den Betroffenen selbst bezahlt wer- 
den? 


VIIL 6. Abgeordneter Auf welche Weise gedenkt die Bundesregie- 
Matthöfer rung die Einrichtung von besonderen jugend- 

psychiatrischen Kliniken zu fördern, damit 
zwölf- oder dreizehnjährige Kinder in den 
Schlafsälen der Männerkliniken nicht länger 
sittlichen Gefährdungen ausgesetzt sind? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


IX. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß unter 
Ahrens den schwierigen Verhältnissen der Nachkriegs- 

(Salzgitter) zeit vor allem Vertriebene und Flüchtlinge 

in großer Zahl in das außereuropäische Aus- 
land ausgewandert sind und die Auswande- 
rung in vielen Fällen durch Werbeaktionen 
der Einwanderungsländer gefördert wurde, 
wobei die Darstellung der Lebensbedingun- „ , 

gen in diesen Ländern nicht in jedem Falle Prageste er at si mit 

im richtigen Verhältnis zur Wirklichkeit stand? Beantwortung 

einverstanden erklärt, 

IX. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele 
Ahrens der in Frage IX/1 bezeichneten Auswanderer 

(Salzgitter) seit Jahren versuchen, in die Bundesrepublik 

Deutschland zurückzukehren, daß diese Ver- 
suche aber meist an den fehlenden Passage- 
kosten scheitern? 
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IX. 3. Abgeordneter 
Ahrens 
(Salzgitter) 


IX. 4. Abgeordneter 

Kahn- Ackermann 


IX. 5. Abgeordneter 

Kahn-Ackermann 


IX. 6. Abgeordneter 

Kahn-Ackermann 


IX. 7. Abgeordneter 
Sciimitt- 
Vockenhausen 


IX. 8. Abgeordneter 
Faller 


IX. 9. Abgeordneter 
Faller 
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Ist die Bundesregierung bereit anzuerkennen, 
daß es sich bei den in Frage IX/1 bezeichne- 
ten Auswanderern um Hilfsbedürftige handelt, 
die nach wie vor ein Anrecht auf Schutz und' 
Fürsorge durch die Bundesregierung haben, 
um ihnen, über die bereits jetzt angewandten 
Routinemaßnahmen hinaus, in besonderen 
Fällen die Rückwanderung zu ermöglichen, 
wenn sich die Hilfsmaßnahmen unter Abwä- 
gung aller Interessen — auch derjenigen der 
Auswanderungsländer — rechtfertigen lassen? 


Auf Grund welcher Bestimmungen werden 
gegenüber den um Einreisesichtvermerke an- 
suchenden Familienangehörigen von zu Stu- 
dienzwecken nach Deutschland eingeladenen 
chinesischen Wissenschaftlern diskriminieren- 
de Praktiken angewandt? 


WeMie gesetzliche Grundlage ermächtigt Aus- 
länderbehörden in der Bundesrepublik 
Deutschland, von privaten Arbeitgebern, An- 
stalten des öffentlichen Rechts und von durch 
Bundesmittel geförderten Stiftungen bei der 
Anstellung qualifizierter ausländischer Fach- 
kräfte oder vor der Gewährimg von Aufent- 
haltserlaubnissen an ausländische Empfänger 
deutscher Hochbegabtenstipendien Bürgschaf- 
ten für möglicherweise anfallende Abschie- 
bungskosten zu verlangen? 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung zu ergreifen, um die ständig anwach- 
senden Schwierigkeiten bei der Erteilung 
von Einreisesichtvermerken an ausländische 
Wissenschaftler, insbesondere junge Wissen- 
schaftler aus den Ostblockstaaten, die mit aus 
Bundesmitteln geförderten Stipendien Studien- 
aufenthalte in Deutschland verbringen, zu be- 
seitigen und einen reibungslosen Studienan- 
tritt dieser durch einschlägige Fachorganisa- 
tionen in jeder Hinsicht überprüften Personen 
zu gewährleisten? 


Wann ist mit der Einbringung der Rechtsver- 
ordnungen zum Schutzbaugesetz beim Bundes- 
rat zu rechnen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Zürich 
eine „Öl-Wehr" geschaffen wurde, in der spe- 
ziell ausgebildete Angehörige der Feuerwehr, 
der Polizei und anderer Behörden Zusammen- 
arbeiten? 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung von der Schaffung einer Ölschaden-Or- 
ganisation entsprechend Frage IX/8? 


PragesteUer hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksadle V/520 


IX. 10. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung z. Z. eine Möglich- 
Faller keit, wie eine enge Zusammenarbeit von 

Feuerwehren, Technischem Hilfswerk und 
eventuell auch des Zivilschutzes gewährleistet 
werden kann, vor allem aber auch eine ein- 
heitliche Ausstattung mit technischen Geräten 
und Hilfsmitteln? 

IX. 11. Abgeordneter Befürwortet die Bundesregierung die Gewäh- 
Matthöfer rung des Asylrechts in der Bundesrepublik 

für den in Südafrika kurze Zeit nach seiner 
Promotion an der Universität Tübingen ver- 
urteilten Stipendiaten der Alexander-von- 
Humboldt- Stiftung, falls dieser von den süd- 
afrikanischen Behörden begnadigt werden 
sollte? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

X. 1. Abgeordneter Kann der Bundesfinanzminister Auskunft ge- 

Dr, Müller- ben, wann die Deutsche Bundesbahn — im 

Hermann Zuge des von der Bundesregierung angekün- 

digten Sonderinvestitionsprogramms — in die 
Lage versetzt werden wird, eine ihrer am 
stärksten belasteten Strecken, nämlich die von 
Osnabrück übör Bremen nach Hamburg, in die 
Elektrifizierung einzubeziehen? 

X. 2. Abgeordnete Hat die Bundesregierung inzwischen der an- 
Frau Blohm läßlich der Verabschiedung des Steuer ände- 

rungsgesetzes 1965 vom Bundestag am 25. 
März 1965 und gleichlautend vom Bundesrat 
am 9. April 1965 gefaßten Entschließung ent- 
sprochen, wonach die Frage einer weiterge- 
henden Körperschaftsteuerbefreiung für öffent- 
lich-rechtliche Versicherungs- und Versor- 
gungseinrichtungen von Berufsgruppen nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 10 KStG . überprüft werden 
sollte? 

X 3. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, die in den 
Frau Blohm beiden vorstehend genannten Entschließungen 

enthaltenen Anliegen zu berücksichtigen, die 
berufsständischen Versorgungseinrichtungen 
von der Körperschaftsteuer freizustellen, auch 
wenn die Beiträge den Höchstbeitrag in der 
Angestelltenversicherung überschreiten? 

X. 4. Abgeordnete Wann wird die Bundesregierung — bei Beja- 
Frau Blohm hung der Frage X/3 — dem Bundestag eine 

entsprechende Gesetzesvorlage zuleiten? 

X. 5. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
Fellermaier daß Personenkraftwagen und Kombinations- 

kraftwagen nach dem Kraftfahrzeugsteuerge- 
setz von 1961 weiterhin unterschiedlich be- 
steuert werden und ebenso verschiedenartige 
Haftpflichtprämien von den Versicherungsge- 
sellschaften berechnet werden, obgleich in der 
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Entwicklung neuer Fahrzeugtypen durch die 
Automobilindustrie die Grenze zwischen PKW 
und Kombifahrzeugen immer mehr verwischt 
wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Kfz- 
Halter bei verschiedenen Kombitypen durch 
Verschraubung der hinteren Sitzbank ihre Kfz- 
Steuerklasse selbst auswählen können? 


Warum werden Beiträge zum Deutschen Al- 
penverein und zum Touristenverein „Die Na- 
turfreunde" nicht mehr als besonders förde- Fragesteller hat sich mit 
rungswürdige gemeinnützige Zwecke wie frü- schriftlicher Beantwortung 
her anerkannt, so daß die bei der Einkommen- einverstanden erklärt 
oder Lohnsteuer zu berücksichtigenden Son- 
derausgaben entsprechend niedriger sind? 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß die Beamten des Zollgrenzaufsichtsdien- 
stes im Gegensatz zu den übrigen Laufbahn- 
gruppen der Bundeszollverwaltung und der 
Bundesverwaltung jährlich 4 schriftliche Haus- 
aufgaben in ihrer Freizeit zu fertigen haben? 


Besteht die Möglichkeit, die Bestimmungen 
des § 8 der Lohnsteuer-Durchführungsverord- 
nung auch auf die Kinder anzuwenden, die 
im Rahmen eines Schüleraustausches für min- 
destens ein Jahr in Familien Aufnahme fin- 
den? 


XL Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


XI. 1. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Ott die Mehrbelastung der Wirtschaft durch die 

Preiserhöhung für schweres Heizöl, die ins- 
besondere in revierfernen Gebieten eine Min- 
derung der Wettbewerbsfähigkeit zur Folge 
hat, zu beseitigen? 


Ist die Bundesregierung bereit, die durch die 
Selbstbeschränkung der Mineralölwirtschaft 
ausgelösten, von den Mineralölfirmen gleich- 
zeitig vorgenommenen Preiserhöhungen unter 
dem Gesichtspunkt ihrer Vereinbarkeit mit 
dem geltenden Recht prüfen zu lassen? 


XL 3. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Ott in revierfernen Gebieten einen Ausgleich für 

die Kostenmehrbelastung, z. B. über die Heiz- 
ölsteuer, zu bieten? 


XL 2. Abgeordneter 

Ott 


X. 9. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vodcenhausen 


X. 8- Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 


X. 7. Abgeordneter 

Folger 


X. 6. Abgeordneter 

Fellermaier 
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XIV. 


XIV. 


XIV. 


XIV. 


XIV. 


XIV. 


XIV. 


XIV. 


XIV. 


XIV. 


XIV. Gesdiäftsbereicli des Bundesministers der Verteidigung 


1. Abgeordneter 

Sdiultz 

(Gau- 

Bisdiofsheim) 

2. Abgeordneter 
Sdiultz 
(Gau- 

Blsdiofsheim) 

3. Abgeordneter 

Sdiultz 

(Gau- 

Bisdiofsheim) 


4. Abgeordneter 
Gramer 


5. Abgeordneter 
Drösdier 


6. Abgeordneter 

Hörmann 

(Freiburg) 


7. Abgeordneter 
Hörmann 
(Freiburg) 


8. Abgeordneter 

Hörmann 

(Freiburg) 


9. Abgeordneter 
Berlin 


10. Abgeordneter 

Berlin 


Warum erhalten U-Boot-Besatzungen während 
ihrer Liegezeit in der Werft keine Bordzu- 
lage? 


Wann ist mit der Auslieferung eines Sommer- 
kampfanzuges für die Bundeswehr zu rechnen? 


Warum ist mit der Stiftung des Schießabzei- 
chens für die Bundeswehr nicht auch gleich- 
zeitig dafür Sorge getragen worden, daß die 
Schützenschnur an die Soldaten ausgeliefert 
werden kann? 

Warum wird die Panzerstraße für die Panzer- 
truppe in Varel (Oldb) immer noch nicht ge- 
baut? 

Handeln die Kreiswehrersatzämter auf Anwei- 
sung des Bundesverteidigungsministeriums, 
wenn sie Studenten der Rechtswissenschaften 
yorschreiben, das erste juristische Staatsexa- 
men nach spätestens insgesamt 9 Fachseme- 
stern abzulegen, und eine längere Zurückstel- 
lung vom Grundwehrdienst nicht aussprechen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ge- 
fährdung des Freiburger Münsters durch Dü- 
senjäger, die die Schallmauer durchbrechen, 
bedrohliche Formen angenommen hat? 

Was gedenkt die Bundesregierung bei den 
Luftstreitkräften, vor allem auch bei den Kom- 
mandos der Alliierten, zu unternehmen, um 
das in Frage XIV/6 genannte historische Bau- 
werk zu schützen? 

Wer ist für die Regulierung der Schäden 
zuständig, die vor wenigen Wochen am Hoch- 
chor des Freiburger Münsters durch eine starke 
Druckwelle aufgetreten sind, die nach An- 
gaben des Münsterbauamtes eindeutig von 
einem Düsenjäger ausgelöst wurde? 

Trifft es zu, daß es sich bei dem durch einen 
zwei Meter hohen Spann- und Maschendraht- 
zaun eingefriedeten Privatgelände um das 
Furlbachtal bei Augustdorf, Kreis Detmold, 
westlich des Truppenübungsplatzes Senne ge- 
legen, um eine Privatjagd der Bundeswehr 
handelt, obwohl der Pächter dieses mit Wild 
besetzten Gebietes ein „Privatmann" ist? 

Billigt die Bundesregierung bei Bejahung der 
Frage XIV/9 solche Privatjagden für Bedien- 
stete der Bundeswehr? 
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XIV. 1 1 . Abgeordneter 

Berlin 


XIV. 12. Abgeordneter 
Lautenschlager 


XIV. 13. Abgeordneter 
Lautensdilager 


XIV. 14. Abgeordneter 
Felder 


XIV. 15. Abgeordneter 
Felder 


XIV. 16. Abgeordneter 

Felder 


XIV. 17, Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


XIV. 18. Abgeordneter 
Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das in 
Frage XIV/9 erwähnte Jagdgebiet nach der 
Ostseite durch einen Schutzzaun für das Trup- 
penübungsgelände Senne unmittelbar be- 
grenzt ist, also ohne eine Trennung vonein- 
ander, und dadurch praktisch und in Wirk- 
lichkeit eine Ausweitung des Ubungsgeländes 
und eine erhebliche Einengung der Nutzung 
für die erholungsuchende und wanderfreudige 
Bevölkerung eingetreten ist? 

Beabsichtigt das Bundesverteidigungsministe- 
rium den Lehrbetrieb an den Bundeswehr- 
fachschulen einzuschränken bzw. diese Schu- 
len ganz aufzulösen? 

Bis wann werden . die Lehrkräfte an den 
Bundeswehrfachschulen besoldungsmäßig und 
im Hinblick auf die Amtsbezeicimung ihren 
Kollegen in den Ländern angeglichen? 

Hält das Bundes Verteidigungsministerium die 
bisherige ärztliche Überwachung der Star- 
fighter-Piloten für ausreichend? 

Was geschieht, um die einer besonders hohen 
Beanspruchung ausgesetzten Starfighter-Pilo- 
ten vor vorzeitigen physischen Verschleißer- 
scheinungen und psychischen Belastungen 
durch ärztlich empfohlene Regenerationsmaß- 
nahmen zu schützen? 

Wie hoch ist der Prozentsatz der Starfighter- 
Piloteii, die jährlich infolge physischer oder 
psychischer Abnutzung ausfallen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die An- 
strengungen der beiden Weltmächte, zum 
Schutz ihrer Bevölkerungen und ihrer Indu- 
strieanlagen Raketenabwehrsysteme zu ent- 
wickeln? 

Ist es nach den Erkenntnissen der Bundes- 
regierung derzeit möglich, ballistische Flug- 
körper bei einem Angriff auf Westeuropa 
abzuwehren? 


XIV. 19. Abgeordneter Bestehen Pläne der NATO — oder werden 
Dr. Schulze- sie von der Bundesregierung erwartet — , um 

Vorberg das Gebiet der Bundesrepublik mit einer Ra- 

ketenabwehr zu sdiützen, entsprechend den 
amerikanischen Entwicklungen? 


Bonn, den 15. April 1966 
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